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Der Bundesfinanzhof hat folgende Gestaltung zugelassen: Die Erstattung von Tele-
fonkosten für einen vom Arbeitnehmer abgeschlossenen Mobilfunkvertrag durch 
den Arbeitgeber ist auch steuerfrei, wenn der Arbeitgeber das Mobiltelefon von dem 
Arbeitnehmer zu einem unter dem Marktwert liegenden Preis erworben hat und es 
dem Arbeitnehmer unmittelbar danach (auch) zur privaten Nutzung überlässt.

Darüber hinaus ist in diesem Monat auf folgende Aspekte hinzuweisen: 

  �Halter von Elektrofahrzeugen können am Emissionshandel teilnehmen und 
Treibhausgasminderungs-Quoten (kurz THG-Quoten) verkaufen. Dabei ist zu 
beachten, dass dadurch sowohl Einkommen- als auch Umsatzsteuer anfallen 
können.

  �Aufwendungen für einen behindertengerechten Umbau des zum selbst be-
wohnten Einfamilienhaus gehörenden Gartens sind keine außergewöhnlichen 
Belastungen. Für die Aufwendungen kommt nach der Entscheidung des Bun-
desfinanzhofs aber regelmäßig eine Steuerermäßigung für Handwerkerleis-
tungen in Betracht.

  �Erzielt ein Steuerpflichtiger innerhalb eines Jahres aus dem Verkauf oder dem 
Tausch von Kryptowährungen (z. B. Bitcoin) Veräußerungsgewinne, dann sind 
diese als privates Veräußerungsgeschäft zu versteuern. Dies hat aktuell der 
Bundesfinanzhof entschieden.

Diese und weitere interessante Informationen finden Sie in der Ausgabe für April 
2023. Viel Spaß beim Lesen!

STEUERTERMINE 2023 

April – Juni

SCHECKZAHLUNGEN 

Bei Scheckzahlung muss der Scheck 
dem Finanzamt spätestens drei Tage 
vor dem Fälligkeitstag vorliegen!

AUSGABE 04 | 2023 

INHALT

ÜBERSICHT 

Steuerinformationen für April 2023

April Mai Juni

Umsatzsteuer mtl. 11. 10. 12.

Umsatzsteuer viertelj. 11.

Lohnsteuer 11. 10. 12.

Einkommensteuer 12.

Körperschaftsteuer 12.
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Grundsteuer 15.
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SV-Beitragsnachweis 24. 24. 26.
Fälligkeit der SV-Beiträge 26. 26. 28.
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FÜR GRUNDSTÜCKSEIGENTÜMER

Bis Ende Februar wurden 78 % aller 
Grundsteuererklärungen abgegeben

FÜR GRUNDSTÜCKSEIGENTÜMER

Behindertengerechter Gartenumbau 
ist keine außergewöhnliche Belastung

die Grundsteuer ist ein Thema, das sehr 
viele betrifft. Der ursprüngliche Abgabeter-
min vom 31. Oktober 2022 wurde nach ei-
nem nur sehr schleppenden Erklärungsein-
gang bis zum 31. Januar 2023 – in Bayern 
sogar bis zum 31. April 2023 – verlängert. 
Ende Februar 2023 lag nach Informationen 
der Bundesregierung ein Erklärungsein-
gang von rund 78 % vor. Alle diejenigen, 
die nach Ablauf der Frist noch keine Grund-
steuererklärung abgegeben haben, sollen 
demnächst seitens der Finanzverwaltung 
hierzu nochmals aufgefordert werden.

Nachdem zwischenzeitlich verschiedene 
Klagen hinsichtlich der Verfassungsmäßig-
keit der Grundsteuerreform gerichtlich an-
hängig sind, rollte bereits eine gigantische 
Einspruchswelle auf die Finanzämter zu. 

Auch wir empfehlen unseren Mandanten, 
gegen die eingehenden Bescheide recht-
zeitig – innerhalb der Frist von einem 
Monat – Einspruch einzulegen, um die Be-
scheide bis zur gerichtlichen Klärung der 
Verfassungsmäßigkeit offenzuhalten. 

Darüber hinaus finden sich auch in der 
April-Ausgabe unseres Mandantenrund-
schreibens wieder viele interessante In-
halte aus den unterschiedlichsten Berei-
chen des Steuerrechts.

Wir wünschen Ihnen viel Spaß beim Lesen!
 
Bei Fragen stehen wir Ihnen jederzeit ger-
ne zur Verfügung.

www.wirtschaftstreuhand.de

VERBRAUCHERPREISINDEX 

Veränderung gegenüber Vorjahr

2/22 7/22 10/22 2/23
+ 5,5 % + 8,5 % + 11,6 % + 9,3 %

Nach Informationen der Bundesregierung 
(hib, Nr. 148/2023 vom 1.3.2023) wurden 
77,68 % aller Grundsteuererklärungen bis 
Ende Februar 2023 abgegeben. 

Die Frist zur Abgabe der Grundsteuererklärung 
war bereits Ende Januar abgelaufen; nur in 

Nach einer Entscheidung des Bundesfinanzhofs 
sind Aufwendungen für einen behindertenge-
rechten Umbau des zum selbst bewohnten 
Einfamilienhaus gehörenden Gartens keine 
außergewöhnlichen Belastungen.

  Sachverhalt 

Eheleute bewohnen ein in ihrem Eigentum ste-
hendes Einfamilienhaus mit Garten. Die Ehefrau 
leidet an einem Post-Polio-Syndrom, weshalb 
für sie ein Grad der Behinderung von 70 mit den 
Merkzeichen G und aG festgestellt wurde. Auf 
der Rückseite des Einfamilienhauses befindet 
sich eine Terrasse, die mit einem Rollstuhl er-
reicht werden kann. Auf der Vorderseite befan-
den sich ursprünglich Beete, die nur durch einen 
schmalen Fußweg zu erreichen waren. Diesen 
Weg ließen die Eheleute in eine gepflasterte 
Fläche umbauen und legten dort Hochbeete an. 

Die Kosten machten sie als außergewöhnliche 
Belastungen geltend, da die Maßnahme medi-
zinisch notwendig gewesen sei. Zudem gehöre 
der Garten zum existenznotwendigen Wohn-

bedarf. Das Finanzamt und das Finanzgericht 
Münster versagten jedoch den Abzug, was der 
Bundesfinanzhof bestätigte.

Bei außergewöhnlichen Belastungen müs-
sen dem Steuerpflichtigen die Aufwendun-
gen zwangsläufig erwachsen. Daher sind 
z. B. Krankheitskosten und Aufwendungen 
zur Befriedigung des existenznotwendigen 
Wohnbedarfs grundsätzlich anzuerkennen. 
Obwohl die Umbaumaßnahme eine Folge der 
Verschlechterung des Gesundheitszustands 
gewesen ist, sind die Aufwendungen nicht 
zwangsläufig entstanden. Denn sie sind nicht 
vornehmlich der Krankheit oder Behinderung 
geschuldet, sondern in erster Linie Folge ei-
nes frei gewählten Freizeitverhaltens.

Beachten Sie  |  Ganz leer gingen die Ehe-
gatten aber nicht aus. Denn ihnen stand die 
Steuerermäßigung für Handwerkerleistungen 
zu (20 % der Lohnkosten, maximal 1.200 EUR).

Quelle  |  BFH-Urteil vom 26.10.2022, Az. VI R 25/20, unter  
www.iww.de, Abruf-Nr. 233920; BFH, PM Nr. 10/23 vom 23.2.2023

Bayern wurde eine dreimonatige Verlängerung 
gewährt. 

Nach Angaben der Bundesregierung werden 
nun die Grundeigentümer, die bisher keine 
Erklärung abgegeben haben, zur Abgabe auf-
gefordert.
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FÜR ALLE STEUERPFLICHTIGEN

Prämien aus der Treibhausgasminderungs-Quote: 
Alles Wichtige zur Besteuerung! 

FÜR KAPITALANLEGER

Kryptowährungen: Veräußerungsgewinne sind steuerpflichtig

FÜR GESELLSCHAFTER

Freiwillige Einlage eines Kommanditisten bedarf 
einer gesellschaftsvertraglichen Grundlage

Halter von privaten und betrieblichen Elektro-
fahrzeugen können am Emissionshandel teil-
nehmen und Treibhausgasminderungs-Quoten 
(kurz THG-Quoten) verkaufen. Je Elektrofahr-
zeug winken jährlich Einnahmen von rund 250 
bis 400 EUR. In der Praxis stellt sich daher oft 
die Frage, wie die Erlöse aus dem Prämien-
handel zu versteuern sind.

  Hintergrund 

Die Mineralölkonzerne wurden dazu ver-
pflichtet, die klimaschädlichen Treibhausgase 
zu reduzieren. Schaffen Konzerne die Einspa-
rung an CO2 nicht selbst, können sie die CO2-
Ersparnisse anderer Unternehmen erwerben 
und diese auf ihre eigene Quote anrechnen. 
Aber auch Privatpersonen können die Erspar-
nisse an CO2 aus dem Betrieb eines Elektro-
fahrzeugs verkaufen. 

Üblicherweise beantragt nicht jeder Fahr-
zeughalter selbst das notwendige Emissions-
zertifikat beim Umweltbundesamt und nimmt 
auch nicht selbst den Verkauf vor. Dies über-
nimmt regelmäßig ein Dienstleister, der für 
alle Fahrzeuge gebündelt die Emissionszerti-
fikate beantragt. Im Anschluss verkauft er die 
Zertifikate gebündelt an die entsprechenden 
Konzerne. Von dem Erlös behält er einen Teil 
als Provision ein.

Beachten Sie  |  Berechtigt für die Teilnah-
me am Quotenhandel sind Elektroautos, aber 
auch Elektroroller und Elektromotorräder. An-
spruchsberechtigt ist der im Fahrzeugschein 

eingetragene Halter. Unerheblich ist, ob das 
Fahrzeug gekauft oder geleast wurde. 

  Steuerpflicht 

Die Frage nach der ertragsteuerlichen Einord-
nung (Einkommen-, Körperschaft- und Gewer-
besteuer) hat das Bundesfinanzministerium 
auf seiner Homepage zuletzt mit Stand vom 
28.10.2022 beantwortet:

Fahrzeug des Betriebsvermögens: 
Der Erlös aus dem Verkauf der THG-Quote ist 
als Betriebseinnahme zu erfassen und unter-
liegt damit der Einkommen- oder Körperschaft-
steuer und ggf. auch der Gewerbesteuer.

Fahrzeug des Privatvermögens: 
Die Einnahmen aus der THG-Quote können 
keiner Einkunftsart zugerechnet werden und 
unterliegen nicht der Besteuerung. 

Dienstwagen: 
Erhält der Arbeitgeber als Halter die Prämie, 
so liegt bei diesem eine steuerpflichtige 
Betriebseinnahme vor. Erhält hingegen der 
Arbeitnehmer die Prämie, so handelt es sich 
hierbei für den Arbeitnehmer um steuer-
pflichtigen Arbeitslohn.

Praxistipp  |  Viele Unternehmer und Arbeit-
nehmer wenden für einen Firmen- oder 
Dienstwagen die Fahrtenbuchmethode an 
oder berufen sich bei Anwendung der pau-
schalen 1-%-Methode auf die sogenannte 
Kostendeckelung. Wird parallel aus dem Ver-

Erzielt ein Steuerpflichtiger innerhalb eines 
Jahres aus dem Verkauf oder dem Tausch von 
Kryptowährungen (wie Bitcoin, Ethereum und 
Monero) Veräußerungsgewinne, dann sind 
diese als privates Veräußerungsgeschäft zu 
versteuern. Dies hat aktuell der Bundesfi-
nanzhof entschieden.

  Sachverhalt 

Ein Steuerpflichtiger hatte Kryptowährungen 
erworben, getauscht und wieder veräußert. 
Hierbei handelte es sich um private Geschäfte 
mit Bitcoins, Ethereum und Monero. Im Streit-
jahr 2017 erzielte er daraus einen Gewinn in 
Höhe von insgesamt 3,4 Millionen EUR.

Mit dem Finanzamt kam es zum Streit, ob 
der Gewinn der Einkommensteuer unterliegt. 
Die vom Steuerpflichtigen beim Finanzgericht 
Köln erhobene Klage war überwiegend er-
folglos – und auch der Bundesfinanzhof be-
jahte nun die Steuerpflicht.

Bei Kryptowährungen handelt es sich um Wirt-
schaftsgüter, die bei einer Anschaffung und 
Veräußerung innerhalb eines Jahres der Be-
steuerung als privates Veräußerungsgeschäft 

unterliegen. Denn virtuelle Währungen (Cur-
rency Token, Payment Token) stellen nach Auf-
fassung des Bundesfinanzhofs ein „anderes 
Wirtschaftsgut“ im Sinne des § 23 Abs. 1 S. 1 
Nr. 2 des Einkommensteuergesetzes (EStG) dar.

Beachten Sie  |  Der Begriff des Wirtschafts-
guts ist weit zu fassen. Er umfasst neben Sa-
chen und Rechten auch tatsächliche Zustände 
sowie konkrete Möglichkeiten und Vorteile, 
deren Erlangung sich ein Steuerpflichtiger et-
was kosten lässt und die nach der Verkehrs-
auffassung einer gesonderten selbstständi-
gen Bewertung zugänglich sind. 

Diese Voraussetzungen sind bei virtuellen 
Währungen gegeben. Bitcoin, Ethereum und 
Monero sind wirtschaftlich betrachtet als Zah-
lungsmittel anzusehen. Sie werden auf Han-
delsplattformen und Börsen gehandelt, haben 
einen Kurswert und können für direkt zwi-
schen Beteiligten abzuwickelnde Zahlungsvor-
gänge Verwendung finden. Technische Details 
virtueller Währungen sind für die Eigenschaft 
als Wirtschaftsgut nicht von Bedeutung. 

Merke  |  Erfolgen Anschaffung und Verkauf 
oder Tausch der Token innerhalb eines Jah-

Der Bundesfinanzhof hat sich in einem Urteil 
zu den Voraussetzungen, unter denen Ein-
lagen des Kommanditisten sein Verlustaus-
gleichsvolumen erhöhen können, geäußert.

Ein Kommanditist darf seinen Verlustanteil 
aus der Beteiligung nach § 15a Abs. 1 Satz 1  
EStG nicht mit seinen anderen Einkünften 
ausgleichen, soweit ein negatives Kapital-
konto des Kommanditisten entsteht oder sich 
erhöht. Der Verlustanteil ist nur mit späteren 
Einkünften aus der Beteiligung verrechenbar. 
Um einen Verlustausgleich bereits im Jahr 
der Verlustentstehung zu ermöglichen, kann 
er eine Einlage leisten und so sein negatives 
Kapitalkonto verringern.

In dem Urteilsfall, den der Bundesfinanzhof zu 
entscheiden hatte, verzichtete ein Kommandi-
tist in einer Vereinbarung mit der Gesellschaft 
auf die Rückzahlung eines Darlehens, das er 
der Gesellschaft gewährt hatte. Der entspre-
chende Betrag wurde von der Gesellschaft als 
Einlage des Kommanditisten verbucht. Das Fi-
nanzamt erkannte die Einlage nicht an, mit der 
Folge, dass der dem Kommanditisten für das 
Streitjahr zuzurechnende Verlustanteil nicht 
ausgleichsfähig, sondern lediglich verrechen-
bar war. Eine Klage blieb letztlich erfolglos.

Der Bundesfinanzhof stellte klar, dass ein Kom-
manditist sein Verlustausgleichsvolumen im 
Sinne des § 15a EStG auch durch die Erbringung 

einer freiwilligen Einlage erhöhen kann. Eine 
derartige freiwillige Einlage ist allerdings nur 
dann gegeben, wenn sie gesellschaftsrecht-
lich, insbesondere nach dem Gesellschaftsver-
trag, zulässig ist. Eine gesellschaftsvertragliche 
Grundlage könne auch in einem wirksamen Ge-
sellschafterbeschluss über die Zulässigkeit einer 
entsprechenden Einlage liegen.

Beachten Sie | Um in der Praxis die Anerken-
nung einer freiwilligen Einlage sicherzustel-
len, sind Gesellschaftsverträge zu überprüfen 
und an die Rechtsprechung des Bundesfinanz-
hofs anzupassen.

Quelle  |  BFH-Urteil vom 10.11.2022, Az. IV R 8/19.

res, unterliegen daraus erzielte Gewinne oder 
Verluste der Besteuerung. Gewinne bleiben 
aber steuerfrei, wenn der aus den privaten 
Veräußerungsgeschäften erzielte Gesamt-
gewinn im Jahr weniger als 600 EUR beträgt  
(§ 23 Abs. 3 S. 5 EStG).

Ein strukturelles Vollzugsdefizit, das einer Be-
steuerung entgegensteht, liegt nicht vor: Denn 
für den Bundesfinanzhof sind keine gegenläufi-
gen Erhebungsregelungen vorhanden, die einer 
Besteuerung entgegenstehen, und es liegen 
auch keine Anhaltspunkte vor, dass seitens der 
Finanzverwaltung Gewinne und Verluste nicht 
ermittelt und erfasst werden können. 

Beachten Sie  |  Die realisierten Wertzuwäch-
se sind demnach wie beim Verkauf von Gold-
barren oder Oldtimern als sonstige Einkünfte 
zu versteuern. Unerheblich ist, ob der Gewinn 
durch Verkauf, Bezahlen beim Online-Shopping 
oder Umtausch erzielt wird. Da sich der Gewinn 
aus dem Veräußerungspreis abzüglich der An-
schaffungs- und Veräußerungskosten errech-
net, sollten Transaktionen stets dokumentiert 
und Belege aufbewahrt werden.“

Quelle  |  BFH-Urteil vom 14.2.2023, Az. IX R 3/22, unter  
www.iww.de, Abruf-Nr. 234091; BFH, PM Nr. 13/23 vom 28.2.2023

kauf der THG-Quote ein Erlös erzielt, mindert 
diese Prämie die Gesamtkosten des genutz-
ten Elektrofahrzeugs. Dadurch reduziert sich 
dann auch der steuerpflichtige Nutzungsvor-
teil aus der Fahrzeugüberlassung, und die zu 
versteuernde Entnahme bzw. der geldwerte 
Vorteil mindern sich.

Bei der Umsatzsteuer ist nach den Ausführun-
gen des Finanzministeriums Schleswig-Hol-
stein zu unterscheiden, ob der Verkauf der 
THG-Quote durch einen Unternehmer oder 
eine Privatperson erfolgt:

Privatperson: 
Da der Verkauf der THG-Quote keine nach-
haltige Tätigkeit ist, wird alleine durch den 
Verkauf der THG-Quote keine Unternehmerei-
genschaft begründet. Das gilt auch, wenn die 
THG-Quote mehrere Jahre in Folge übertragen 
wird. Umsatzsteuer auf den Verkauf der THG-
Quote fällt damit nicht an.

Unternehmer: 
Überträgt jedoch ein Unternehmer das Emis-
sionszertifikat eines seinem Unternehmen zu-
geordneten Fahrzeugs gegen Entgelt an einen 
Dritten, so findet ein Leistungsaustausch statt. 
Die Prämie unterliegt damit der Umsatzsteuer 
von 19 %. Die Umsatzsteuer ist aus dem Brut-
tobetrag der Prämie herauszurechnen.

Quelle  |  Ertragsteuern: vgl. BMF unter: www.iww.de/s6461; Um-
satzsteuer: FinMin Schleswig-Holstein, USt-Kurzinformation vom 
11.5.2022, Az. VI 358 - S 7279 -033
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FÜR ARBEITNEHMER

Doppelte Haushaltsführung: Bei einem Hauptwohnsitz  
im Ausland ist eine Kostenbeteiligung nachzuweisen

www.wirtschaftstreuhand.de

FÜR GMBH-GESELLSCHAFTER

Anteilsrotation unter  
Wert ist steuerlich  
nicht anzuerkennen

FÜR ARBEITGEBER

Steuerfreie Aufmerksamkeiten an Angehörige des  
Arbeitnehmers nur noch bei Haushaltszugehörigkeit

FÜR ARBEITGEBER

Arbeitgeber kauft das Handy des Arbeitnehmers 
für 1 EUR: Privatnutzung ist dennoch steuerfrei

Der Bundesfinanzhof hat entschieden, dass 
durch eine Anteilsrotation von zwei GmbH-
Gesellschaftern untereinander kein Steuer-
sparpotenzial generiert werden kann, wenn 
die Kaufpreise die realen Wertverhältnisse in 
krasser Weise verfehlen.

  Sachverhalt 

Der Entscheidung des Bundesfinanzhofs lag 
ein Sachverhalt zugrunde, in dem zwei – zu 
jeweils 50 Prozent an einer GmbH betei-
ligte – Gesellschafter ihre Anteile im Wege 
einer Anteilsrotation gegenseitig zu einem 
Kaufpreis von 12.500 EUR veräußerten. Die 
Anschaffungskosten der GmbH-Anteile be-
liefen sich auf 500.000 EUR, sodass sich ein 
steuerlicher „Verlust“ vor Anwendung des 
Teileinkünfteverfahrens von 487.500 EUR er-
gab. Der gemeine Wert der GmbH belief sich 
entsprechend einer Wertermittlung nach 
dem vereinfachten Ertragswertverfahren auf  
ca. 1,5 Mio. EUR. 

Das Finanzamt, das Sächsisches Finanzgericht 
und auch der Bundesfinanzhof sahen hierin 
einen Gestaltungsmissbrauch im Sinne des  
§ 42 der Abgabenordnung (AO).

Entsteht ein „Verlust“ im Sinne des § 17 Ein-
kommensteuergesetz (EStG) im Zuge einer An-
teilsrotation aufgrund eines Kaufpreises, der den 
echten Wert des veräußerten GmbH-Anteils wi-
derspiegelt, dann ist dieser Verlust grundsätzlich 
auch für steuerliche Zwecke zu berücksichtigen. 
Gestaltungsmissbrauch im Sinne des § 42 AO 
liegt nicht vor. Denn es steht dem Gesellschafter 
frei, ob, wann und an wen er seine Anteile veräu-
ßert. Das gilt grundsätzlich auch dann, wenn die 
Veräußerung zu einem Verlust führt. 

Beachten Sie  |  Entsteht der Verlust hingegen 
im Zuge einer Anteilsrotation, weil der Kauf-
preis den Wert des veräußerten GmbH-Anteils 
krass verfehlt, führt dies zu einem gesetzlich 
nicht vorgesehenen Steuervorteil. Folglich ist 
die Anteilsrotation als Missbrauch von Gestal-
tungsmöglichkeiten anzusehen, und der Veräu-
ßerungsverlust wird nicht anerkannt.

Quelle  |  BFH-Urteil vom 20.9.2022, Az. IX R 18/21, unter  
www.iww.de, Abruf-Nr. 233429

Der Bundesfinanzhof hat folgende Gestaltung 
zugelassen: Die Erstattung von Telefonkosten 
für einen vom Arbeitnehmer abgeschlosse-
nen Mobilfunkvertrag durch den Arbeitgeber 
ist auch steuerfrei, wenn der Arbeitgeber das 
Mobiltelefon von dem Arbeitnehmer zu einem 
unter dem Marktwert liegenden Preis erwor-
ben hat und es dem Arbeitnehmer unmittelbar 
danach wieder zur privaten Nutzung überlässt.

  Hintergrund 

Die private Nutzung betrieblicher Daten-
verarbeitungs- und Telekommunikations-
geräte (z. B. Smartphone und Tablet) durch 
den Arbeitnehmer ist unabhängig vom Ver-
hältnis der beruflichen zur privaten Nutzung 
steuerfrei. Geregelt ist dies in § 3 Nr. 45 Ein-
kommensteuergesetz (EStG). Die Steuerfrei-
heit umfasst auch die Nutzung von Zubehör  
(z. B. Schutzhülle, Ladekabel) und Software 
sowie die vom Arbeitgeber getragenen Ver-
bindungsentgelte.

Beachten Sie  |  Die Steuerbefreiung führt 
zudem zur Beitragsfreiheit in der Sozialver-
sicherung.

Profitieren können alle Arbeitnehmer. Es 
spielt keine Rolle, ob es sich um Voll- oder 
Teilzeitkräfte, Aushilfen oder Azubis handelt. 
Selbst Minijobber können ein steuer- und 
beitragsfreies Smartphone erhalten – ohne 
Anrechnung auf die 520-EUR-Grenze.
 
Voraussetzung für die Steuer- und Beitrags-
freiheit ist, dass der Arbeitgeber seinem 

Die für eine doppelte Haushaltsführung er-
forderliche finanzielle Beteiligung an den 
Kosten der Lebensführung muss bei Fällen 
mit Auslandsbezug nicht unterstellt werden, 
nur weil der Arbeitnehmer verheiratet ist. So 
lautet eine aktuelle Entscheidung des Finanz-
gerichts Niedersachsen.

  Hintergrund 

Bei einer doppelten Haushaltsführung muss 
der Arbeitnehmer außerhalb des Ortes seiner 
ersten Tätigkeitsstätte einen eigenen Haus-
halt unterhalten (Hauptwohnung) und auch 
am Ort der ersten Tätigkeitsstätte wohnen 
(Zweitwohnung). 

Ein eigener Hausstand setzt das Innehaben 
einer Wohnung sowie eine finanzielle Betei-
ligung an den Kosten der Lebensführung vo-

Sachzuwendungen (z. B. ein Blumenstrauß) 
können Arbeitnehmer oder deren Angehörige 
aus Anlass eines besonderen persönlichen 
Ereignisses (z. B. Geburtstag) bis zu einem 
Höchstbetrag von 60 EUR je Anlass steuer- 
und beitragsfrei erhalten. Durch die neuen 

Arbeitnehmer ein entsprechendes Gerät 
überlässt. Das Eigentum muss also beim 
Arbeitgeber liegen.

  Die Gestaltung 

Beispiel: Der Arbeitgeber kauft das Handy 
des Arbeitnehmers zu einem nicht marktüb-
lichen Preis (z. B. 1 EUR) und stellt es dem 
Arbeitnehmer anschließend (auch) zur priva-
ten Nutzung zur Verfügung. Die Verbindungs-
entgelte des Arbeitnehmers werden nach 
dem Kauf vom Arbeitgeber übernommen.

Bei diesen Sachverhalten gewährte die Fi-
nanzverwaltung bisher keine Steuerbefrei-
ung nach § 3 Nr. 45 EStG. Die Begründung: 
Der Kaufvertrag würde einem Fremdver-
gleich nicht standhalten. Somit würde es 
sich bei der Zurverfügungstellung des Mobil-
telefons nicht um ein betriebliches Telekom-
munikationsgerät des Arbeitgebers handeln.

Der Bundesfinanzhof hat dies aber nun anders 
beurteilt. Danach liegt weder ein Scheinge-
schäft (§ 41 Abs. 2 der Abgabenordnung [AO]) 
noch ein Missbrauch von rechtlichen Gestal-
tungsmöglichkeiten im Sinne von § 42 AO vor. 

Auch nach Fremdvergleichsgrundsätzen ist 
die Gestaltung nicht zu versagen. Denn ne-
ben dem vereinbarten Kaufpreis erlangt der 
Arbeitnehmer den Vorteil, dass der Arbeit-
geber ihm die Kosten des jeweiligen Mobil-
funkvertrags erstattet und das Risiko bei Re-
paraturen, Beschädigungen oder Zerstörung 
der Geräte trägt.

raus. Bei Ehegatten oder Lebenspartnern mit 
den Steuerklassen III, IV oder V kann nach 
Ansicht der Finanzverwaltung eine finanziel-
le Beteiligung an den Kosten der Lebensfüh-
rung auch ohne einen entsprechenden Nach-
weis unterstellt werden.

  Sichtweise des Finanzgerichts 

Eine Einreihung in die genannten Steuer-
klassen kommt nur in Betracht, wenn die 
Steuerpflichtigen eine Zusammenveranla-
gung wählen können. In diesen Fällen be-
steht für das Finanzamt bereits vor der Prü-
fung der finanziellen Kostenbeteiligung im 
Zuge einer doppelten Haushaltsführung die 
Möglichkeit, die Voraussetzungen für eine 
Zusammenveranlagung zu überprüfen. Dies 
setzt eine bestehende Lebens- und Wirt-
schaftsgemeinschaft der Ehegatten voraus. 

Deshalb mag aus Sicht der Finanzverwaltung 
eine weitergehende Prüfung der finanziellen 
Beteiligung bei reinen Inlandssachverhalten 
entbehrlich erscheinen.

Ist aber einer der Ehegatten nicht unbe-
schränkt einkommensteuerpflichtig, ist kei-
ne Zusammenveranlagung möglich. Dies hat 
zur Folge, dass die Prüfung des Fehlens eines 
dauernden Getrenntlebens und des Beste-
hens einer Lebens- und Wirtschaftsgemein-
schaft unterbleibt. Vor diesem Hintergrund 
ist in diesen Fällen eine finanzielle Beteili-
gung an den Kosten der Lebensführung von 
dem Steuerpflichtigen nachzuweisen.

Quelle  |  FG Niedersachsen, Urteil vom 21.9.2022, Az. 9 K 309/20, 
unter www.iww.de, Abruf-Nr. 231987; BMF-Schreiben vom 
25.11.2020, Az. IV C 5 - S 2353/19/10011 :006, Rz. 101 und 113

Lohnsteuerrichtlinien (R 19.6 Abs. 1 S. 2 LStR 
2023) ist hier eine Änderung bzw. eine Ein-
schränkung zu beachten. Danach gilt die Be-
günstigung nur noch, wenn die Angehörigen 
zum Haushalt des Arbeitnehmers gehören.

Quelle  |  BFH-Urteile vom 23.11.2022, Az. VI R 49/20, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 233801; Az. VI R 50/20, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 
233796; Az. VI R 51/20, unter www.iww.de, Abruf-Nr. 233842
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